
E-Rechnungen ab 2025
Besonderheiten Empfang
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Rechtliche Grundlagen (1/2)

• Änderung § 14 UStG durch Wachstumschancengesetz mit Wirkung zum
1.1.2025

• Schrittweise Einführung für Ausgangsrechnungen
• Sofortige Wirkung für Eingangsrechnungen

• Entwurf BMF-Schreiben vom 13. Juni 2024: „Ausstellung von Rechnungen
nach § 14 UStG; Einführung der obligatorischen elektronischen Rechnung
bei Umsätzen zwischen inländischen Unternehmern ab dem 1. Januar
2025“:

• Rz. 36: Ab dem 1. Januar 2025 besteht für inländische Unternehmer die
Notwendigkeit, eine E-Rechnung empfangen zu können. Hierfür reicht es aus, wenn
der Rechnungsempfänger ein E-Mail-Postfach zur Verfügung stellt.
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Rechtliche Grundlagen (2/2)

• Rz. 51: Aufbewahrung:
• Der strukturierte Teil einer E-Rechnung ist so aufzubewahren, dass dieser in seiner

ursprünglichen Form vorliegt und die Anforderungen an die Unveränderbarkeit
erfüllt werden.

• Eine maschinelle Auswertbarkeit seitens der Finanzverwaltung muss sichergestellt
sein. Sofern in einem zusätzlichen übersandten Dokument Aufzeichnungen enthalten
sind, die für die Besteuerung von Bedeutung sind, z. B. Buchungsvermerke, sind
diese ebenfalls so aufzubewahren, dass diese in ihrer ursprünglichen Form vorliegen
und die Anforderungen an die Unveränderbarkeit erfüllt werden. Wegen der
Einzelheiten hierzu siehe BMF-Schreiben vom 28. November 2019, BStBl I S. 1269,
Rn. 131 und 133. („Grundsätze zur ordnungsmäßigen Führung und Aufbewahrung
von Büchern, Aufzeichnungen und Unterlagen in elektronischer Form sowie zum
Datenzugriff (GoBD))
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BMF-Schreiben vom 28. November 2019
(GOBD)
• Rz. 107: Unveränderbarkeit, Protokollierung von Änderungen
• Nach § 146 Absatz 4 AO darf eine Buchung oder Aufzeichnung nicht in einer Weise verändert

werden, dass der ursprüngliche Inhalt nicht mehr feststellbar ist. Auch solche Veränderungen
dürfen nicht vorgenommen werden, deren Beschaffenheit es ungewiss lässt, ob sie ursprünglich
oder erst später gemacht worden sind.

• Rz. 108: Das zum Einsatz kommende DV-Verfahren muss die Gewähr dafür bieten, dass alle
Informationen (Programme und Datenbestände), die einmal in den Verarbeitungsprozess
eingeführt werden (Beleg, Grundaufzeichnung, Buchung), nicht mehr unterdrückt oder ohne
Kenntlichmachung überschrieben, gelöscht, geändert oder verfälscht werden können. Bereits in
den Verarbeitungsprozess eingeführte Informationen (Beleg, Grundaufzeichnung, Buchung)
dürfen nicht ohne Kenntlichmachung durch neue Daten ersetzt werden.

• Rz. 121: Bei den Daten und Dokumenten ist - wie bei den Informationen in Papierbelegen - auf
deren Inhalt und auf deren Funktion abzustellen, nicht auf deren Bezeichnung. So sind
beispielsweise E-Mails mit der Funktion eines Handels- oder Geschäftsbriefs oder eines
Buchungsbelegs in elektronischer Form aufbewahrungspflichtig. Dient eine E-Mail nur als
"Transportmittel", z. B. für eine angehängte elektronische Rechnung, und enthält darüber hinaus
keine weitergehenden aufbewahrungspflichtigen Informationen, so ist diese nicht
aufbewahrungspflichtig (wie der bisherige Papierbriefumschlag).
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